
Die Rechtsform der Europäischen  
Aktiengesellschaft ist für mittel- 
ständische Personengesellschaften 
ebenso eine interessante Alternative 
wie für große Kapitalgesellschaften.

Die Europäische Aktiengesellschaft („Societas  
Europaea“, kurz „SE“) ist eine Kapitalgesellschaft,  
die in allen EU-Mitgliedstaaten nach einheitlichen 
Regelungen des Europäischen Rechts gegründet  
werden kann. Anfang Juni 2013 existierten EU- 
weit bereits 1832 SE, davon 252 in Deutschland. 
Viele Unternehmen prüfen derzeit den Übergang in 
die Rechtsform der SE. Dabei reicht das Spektrum 
der umgewandelten oder umwandlungswilligen  
Gesellschaften von großen, börsennotierten Aktien-
gesellschaften bis hin zu mittelständischen Personen-
gesellschaften. 

Gründung einer Europäischen  
Aktiengesellschaft 

Gestaltungsmöglichkeiten und Vorteile 



Rechtsrahmen

Seit Oktober 2004 können in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) 
und des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) Gesellschaften in der Rechts-
form der SE gegründet und im jeweiligen nationalen Handelsregister eingetragen 
werden. Die Gründung vollzieht sich nach den Regelungen der Verordnung über 
das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE-Verordnung), die in allen Mitglied-
staaten der EU und des EWR als einheitliches und unmittelbar anwendbares 
Recht gilt. Die SE-Verordnung enthält neben den Regelungen über die Gründung 
der SE Bestimmungen über das Mindestkapital, die Binnenverfassung, die 
Hauptversammlung, die Rechnungslegung und die Auflösung der SE sowie über 
deren grenzüberschreitende Sitzverlegung. Sie enthält jedoch keine abschließenden 
Regelungen. Vielmehr gilt die SE als Aktiengesellschaft des jeweiligen Sitzstaats 
und unterliegt 

• den Bestimmungen der SE-Verordnung,

• �den Bestimmungen der Unternehmenssatzung (die mit der SE-Verordnung 
bzw. dem nationalen Aktienrecht vereinbar sein müssen),

• �sowie in Bezug auf Bereiche, die in der SE-Verordnung nicht oder nur teilweise 
geregelt sind 
 
- �den nationalen Rechtsvorschriften, die speziell für SE erlassen werden (in 

Deutschland das Gesetz zur Einführung der Europäischen Gesellschaft – 
SEEG) und

    
  - �den Rechtsvorschriften, die für Aktiengesellschaften im jeweiligen Sitzstaat  

gelten (in Deutschland also insbesondere dem Aktiengesetz, dem Umwand-
lungsgesetz und dem Handelsgesetzbuch).

Die Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE wird durch eine EU-Richtlinie  
geregelt, die in Deutschland durch das Gesetz über die Beteiligung der Arbeit-
nehmer in einer Europäischen Gesellschaft (SEBG) umgesetzt wurde. 

Europäische Aktiengesellschaften mit Sitz in unterschiedlichen Mitgliedstaaten 
werden demnach zwar nach den einheitlichen Vorschriften der EU-Verordnung 
gegründet. Sie unterscheiden sich jedoch in ihrer konkreten organisationsrecht-
lichen Ausgestaltung wie Aktiengesellschaften des jeweils nationalen Rechts 
voneinander.
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Vorteile

Vor allem in Deutschland ist die SE in den letzten Jahren immer beliebter  
geworden. Sie bietet Vorteile, die andere Gesellschaftsformen nicht aufweisen, 
insbesondere: 

• �Corporate Governance Strukturen im Unternehmen können flexibler und  
effizienter ausgestaltet werden. So besteht eine Wahlmöglichkeit zwischen dem 
dualistischen Modell mit Vorstand und Aufsichtsrat und dem monistischen  
Modell mit einem Verwaltungsrat.

• �Die SE erleichtert den Umgang mit grenzüberschreitenden Sachverhalten. Es 
lassen sich etwa Strukturen im international aufgestellten Konzern einheitlich 
ausgestalten und der Satzungssitz einer SE ohne Auflösung und Neugründung 
in ein anderes Mitgliedsland verlegen.

• �Bei der SE wird das Mitbestimmungsmodell mit Gründung der SE verhandelt 
und vereinbart. Eine steigende Arbeitnehmerzahl führt nicht zu einem höheren 
Arbeitnehmeranteil im Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat. Das Mitbestimmungs-
statut kann also durch Gründung einer SE „eingefroren“ werden. 

• �Die Gründung einer SE verdeutlicht die internationale Ausrichtung eines  
Unternehmens und trägt zum Aufbau eines europäischen Images und eines  
europäischen Marktauftritts bei.

Die Gründung einer SE

Eine SE kann nur in den in der SE-Verordnung vorgesehenen Formen und Fällen 
gegründet werden (sogenannter numerus clausus der Gründungsformen). Die 
SE-Verordnung eröffnet vier primäre Gründungsformen: 

• die Verschmelzung nationaler Aktiengesellschaften zur SE, 

• die Umwandlung einer nationalen Aktiengesellschaft in eine SE, 

• die Gründung einer gemeinsamen Holding-SE und 

• die Gründung einer gemeinsamen Tochter-SE. 

Eine bereits existierende SE kann außerdem ihrerseits eine Tochter-SE gründen. 



Die Gründung einer SE setzt immer einen grenzüberschreitenden Sachverhalt  
voraus. Nur Rechtsträger bestimmter Rechtsform sind zu den verschiedenen 
Gründungsformen zugelassen. Privatpersonen können über ihre Beteiligung an 
einem Rechtsträger, der Gründer einer SE sein kann, an der SE-Gründung teil-
nehmen. Nicht möglich ist die Gründung einer SE durch Ab- oder Aufspaltung 
nach den Regelungen des Umwandlungsgesetzes. Deshalb können vor Gründung 
einer SE vorbereitende Maßnahmen erforderlich sein. In der Praxis verbreitet  
ist auch die Nutzung einer Vorrats-SE, auf die eine bestehende Gesellschaft  
verschmolzen oder in die bestehende Gesellschaften eingebracht werden. 

Die in der SE-Verordnung vorgesehenen primären Gründungsformen stellen sich 
wie folgt dar:
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Corporate Governance

Das Recht der SE erlaubt Gestaltungen, die das deutsche Aktienrecht und das 
Recht der GmbH bisher nicht zulassen. So besteht eine Wahlmöglichkeit zwischen 
dem dualistischen Leitungssystem bestehend aus Vorstand und Aufsichtsrat und 
dem monistischen Leitungssystem bestehend aus einem Verwaltungsrat, der die 
Funktionen von Vorstand und Aufsichtsrat vereint.

Dualistisches Leitungssystem 

Eine SE kann wie eine deutsche Aktiengesellschaft mit dualistischem Leitungs-
system ausgestaltet werden. Dann wird die SE vom Vorstand geleitet, der vom 
Aufsichtsrat überwacht wird. Die Größe des Aufsichtsrats ist nicht von der An-
zahl der Arbeitnehmer abhängig. Das ermöglicht es paritätisch mitbestimmten 
Gesellschaften, den Aufsichtsrat im Zusammenhang mit dem Wechsel in die 
Rechtsform der SE zu verkleinern und damit effizienter auszugestalten. In der 
Satzung der SE kann zudem unter Umständen ein Vetorecht für den Vorsitzenden 
des Vorstandes etabliert werden. Der Vorstandsvorsitzende hat in diesen  
Fällen eine besonders starke Stellung.

Monistisches Leitungssystem 

Die monistische SE verfügt über einen Verwaltungsrat, der die Gesellschaft leitet, 
die Grundlinien ihrer Tätigkeit bestimmt und deren Umsetzung überwacht. Ab 
einem Grundkapital von 3 Millionen EUR besteht der Verwaltungsrat aus min-
destens drei Personen. Auch für den Vorsitzenden des Verwaltungsrats kann unter 
bestimmten Umständen ein Vetorecht in der Satzung etabliert werden.

Der Verwaltungsrat bestellt einen oder mehrere geschäftsführende Direktoren. 
Auch Verwaltungsratsmitglieder können geschäftsführende Direktoren werden, 
sofern die Mehrheit des Verwaltungsrats weiterhin aus nicht geschäftsführenden 
Mitgliedern besteht. Die geschäftsführenden Direktoren führen die Geschäfte  
der Gesellschaft und vertreten sie gerichtlich und außergerichtlich. Sie können 
jederzeit vom Verwaltungsrat abberufen werden, sofern die Satzung nichts anderes 
regelt. Zu beachten ist, dass Mitglied des Verwaltungsrats nicht sein kann, wer  
gesetzlicher Vertreter eines von der SE abhängigen Unternehmens ist. Der gesetz-
liche Vertreter eines abhängigen Unternehmens kann aber geschäftsführender 
Direktor der herrschenden SE sein.

Da über das monistische System eine Machtkonzentration geschaffen werden 
kann, wie dies bei einer Aktiengesellschaft nicht möglich ist, ist diese Organisa- 
tionsform vor allem für kleinere und Familienunternehmen interessant. Auch  
für Gesellschaften mit anglo-amerikanischen Gesellschaftern ist das monistische 
Modell interessant, weil sie mit dem „One-Tier-Board“-System aus ihrer Heimat-
rechtsordnung besser vertraut sind als mit dem dualistischen System der deut-
schen Aktiengesellschaft. Schließlich ermöglicht es das monistische Modell, in 
europaweit tätigen Konzernen Tochtergesellschaften mit einheitlichem Leitungs-
system zu installieren. 
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Arbeitsrechtliche Aspekte bei Gründung der SE

Die SE bietet die Möglichkeit, die Unternehmensmitbestimmung anders fest- 
zulegen als dies nach deutschem Mitbestimmungsrecht vorgesehen ist. Nach  
den Regeln des SEBG müssen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite grundsätzlich 
vor der Gründung jeder SE darüber verhandeln, wie die Beteiligung der Arbeit-
nehmer in der SE ausgestaltet sein soll. Dieses gesetzliche Erfordernis umfasst 
Verhandlungen über die Ausgestaltung von Instrumenten zur Sicherung betrieb- 
licher Unterrichtungs- und Anhörungsrechte ebenso wie Verhandlungen über  
die Ausgestaltung der unternehmerischen Mitbestimmung in den Aufsichts- 
organen der SE.

Für die Herbeiführung einer Verhandlungslösung steht ein Zeitraum von grund-
sätzlich sechs Monaten, höchstens einem Jahr, zur Verfügung. Dabei ermöglichen 
die Verhandlungen, die auf Arbeitnehmerseite durch ein speziell für diese Zwecke 
zu bildendes sogenanntes besonderes Verhandlungsgremium geführt werden,  
keine einseitige „Flucht aus der deutschen Unternehmensmitbestimmung“. Sollten 
sie nämlich innerhalb des gesetzlich vorgegebenen Zeitraums zu keinem Ergebnis 
führen, greifen die bestehenden gesetzlichen Mindeststandards ein. In der SE  
gilt dann das Mitbestimmungsstatut des beteiligten Rechtsträgers, das den höchsten 
Arbeitnehmeranteil in den Organen der Gesellschaft vorsieht. Im Fall der Um-
wandlung einer Aktiengesellschaft in eine SE bleibt ohne ein Ergebnis der Ver-
handlungen das Mitbestimmungsstatut erhalten, das in der umgewandelten 
Gesellschaft galt. Der in den Verhandlungen festgelegte Mitbestimmungsstatus 
wird aber dauerhaft eingefroren. Die Mitbestimmungsregeln in der SE sind von 
der Anzahl der in der SE beschäftigten Arbeitnehmer unabhängig. Eine steigende 
Arbeitnehmerzahl führt also nicht zu einem höheren Arbeitnehmeranteil im Auf-
sichtsrat oder Verwaltungsrat der SE, und die Einflussnahme der Arbeitnehmer 
steigt bei wachsender Arbeitnehmerzahl nicht an.

Steuerliche Aspekte

Für die SE wurde kein eigenständiges Steuergesetz geschaffen. Sie unterfällt den 
für Körperschaften geltenden allgemeinen steuerlichen Regeln, die allerdings  
im Zuge der Umsetzung der SE-Verordnung im Jahre 2006 in einigen Punkten 
modifiziert wurden. Die Einführung der Rechtsform der SE war zudem Anlass, 
das deutsche Umwandlungssteuerrecht zu europäisieren und Sitzverlagerungen 
steuerlich zu erleichtern. 
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Bereits in der Planungsphase einer SE sollten steuerliche Aspekte einbezogen 
werden. Bei der Verschmelzungsgründung sowie bei der Gründung einer  
Holding-SE oder einer gemeinsamen Tochter-SE kommen für den Sitz der SE  
verschiedene Staaten in Betracht. Die Wahl des geeigneten Sitzes sollte mit Blick 
auf die effektive Steuerbelastung, das Netz der Doppelbesteuerungsabkommen, 
gegebenenfalls existierende Gruppenbesteuerungsregime, die Regelungen zur  
Dividendenbesteuerung und zur Abzugsfähigkeit von Finanzierungsaufwendungen 
sowie eventuellen Substanzerfordernissen bei grenzüberschreitenden Aktivitäten 
vorgenommen werden. Bei der Auswahl der geeigneten Gründungsform sollten 
steuerliche Auswirkungen wie eine drohende Aufdeckung und Versteuerung von 
stillen Reserven oder der Untergang vorhandener Verlustvorträge bei allen an der 
Gründung beteiligten Rechtsträgern und ihren Anteilseignern beachtet werden.

Die laufende Besteuerung der SE unterscheidet sich nicht von der Besteuerung 
anderer Körperschaften wie einer Aktiengesellschaft oder einer GmbH. Durch  
die statutarisch verankerte Internationalität kommt jedoch den „allgemeinen“ 
steuerlichen Beschränkungen grenzüberschreitender Betätigung eine besondere 
Bedeutung zu. Da die SE und ihre Gesellschafter bzw. Tochtergesellschaften 
immer in mindestens zwei Mitgliedstaaten der EU ansässig sind, besteht durch 
die Geltung verschiedener Besteuerungssysteme die Gefahr, dass Finanzverwal-
tungen verschiedener Länder auf dasselbe Besteuerungssubstrat zugreifen wollen 
und es zu Doppelbesteuerung kommt. Wird die SE innerhalb der EU schwer-
punktmäßig über Betriebsstätten tätig, kommt sämtlichen Fragen der Ergebnis-
abgrenzung zwischen Stammhaus und Betriebsstätte und der Zuordnung der 
Wirtschaftsgüter eine hohe Bedeutung zu. Bei ausländischen Tochtergesellschaften 
stehen Fragen der Verrechnungspreise im Mittelpunkt. 

Die grenzüberschreitende Sitzverlegung einer SE aus Deutschland heraus löst  
nur dann eine steuerpflichtige Aufdeckung der stillen Reserven aus, soweit die 
Wirtschaftsgüter „entstrickt“, d. h. dem deutschen Besteuerungszugriff entzogen 
werden und nicht weiterhin in einer inländischen Betriebsstätte der SE verblei-
ben. Hier ist eine eingehende steuerliche Beratung und regelmäßig auch eine  
vorherige Abstimmung mit der Finanzverwaltung sehr zu empfehlen. 
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